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Auszüge aus der Stellungnah-
me der GdP zur Änderung des
§ 208 LBG:

Die Gewerkschaft der Polizei
lehnt die Änderung des § 208
LBG ab.

Die Regierungsfraktionen
begründen ihren Gesetzentwurf
mit der Behauptung, dass es eine
Vielzahl von Funktionen und
Aufgabenbereichen bei der Poli-
zei gebe,mit deren Wahrnehmung
keine gegenüber anderen Berufs-
gruppen höheren Anforderun-
gen an die physische und psychi-
sche Leistungsfähigkeit verbun-
den wären. Dazu werden in der
Begründung vier Arbeitsberei-
che genannt. Man will den Ein-
druck erwecken, dass damit die
meisten Funktionen und Aufga-
benbereiche der Polizei – außer
dem Wechselschichtdienst –
beschrieben wären. Dabei wird
verkannt, dass die weit überwie-
gende Anzahl von Funktionen
dem operativen Bereich zuzu-
rechnen sind.

Wir belegen dies mit nachste-
hender Auswahl von Funktionen,
die zu jeder Zeit von uns erwei-
tert werden kann:
● Beamte und Beamtinnen des

Spezialeinsatzkommandos
SEK:
Sie werden immer dann ein-

gesetzt, wenn es gilt, Schwer- und
Gewaltverbrechern habhaft zu
werden und besonders gefahrge-
neigte Situationen zu bewältigen.
Zu jeder Tages- und Nachtzeit –
nur ein Schreibtischjob?
● Beamtinnen und Beamte des

Mobilen Einsatz-Kommandos
MEK:
Sie werden immer dann tätig,

wenn es gilt, schwerste Verbre-
chen aufzuklären, zu verhindern
und unter Einsatz ihrer Gesund-
heit und ihres Lebens Täter fest-
zunehmen. Zu jeder Tages- und
Nachtzeit – nur ein Schreibtisch-
job?
● Beamtinnen und Beamte der

Mordkommissionen:

Sie werden immer dann ein-
gesetzt, wenn es gilt, in Todesfäl-
len zu ermitteln. Ermordete
Frauen, Kinder, psychisch sehr
belastend, zu jeder Zeit, auch an
Wochenenden – nur ein Schreib-
tischjob?
● Beamtinnen und Beamte im

Bereich der Sexualstraftaten:
Sie werden immer dann tätig,

wenn Frauen und Kinder gequält
und misshandelt wurden. Immer
bereit, diesen Opfern zu helfen,
die Täter zu überführen. Bis an
die Grenze der Belastbarkeit.
Immer auch nachts und an
Wochenenden – nur ein Schrei-
tischjob?
● Beamtinnen und Beamte der

Verkehrserziehung
Sie helfen den Kindern im

Umgang mit den Gefahren des
Straßenverkehrs. Sie versuchen
die Zahl der bei Unfällen getö-
teten und verletzten Kinder zu
senken.Bei jedem Wetter auf den
Schulhöfen,Winter und Sommer.
Besuche der Elternabende und
Schulveranstaltungen bis in den
späten Abend – nur ein Schreib-
tischjob?
● Beamtinnen und Beamte in

den Einsatzhundertschaften
der Bereitschaftspolizei:
Sie werden das ganze Jahr ein-

gesetzt,um Demonstrationen und
Castortransporte zu schützen,
Vermisste und Leichen zu suchen,
den Wechselschichtdienst zu
unterstützen (nur so bleibt dieser
funktionsfähig), zu Krawallen in
Berlin, München oder Hamburg,
bei jedem Wetter, zu jeder Tages-
und Nachtzeit, kaum ein freies
Wochenende – nur ein Schreib-
tischjob?

Was ist mit den Sachbearbei-
tern im Erkennungsdienst, den
Piloten der Hubschrauberstaffel,
den Bezirksbeamten, den Ein-
satzbeamten in den Rauschgift-
kommissariaten, den Bootsfüh-
rern der Wasserschutzpolizei,den
Verdeckten Ermittlern im Ein-
satz gegen Organisierte Krimi-

nalität und, und, und? Alles nur
Schreibtischjobs? Alles nur Auf-
gaben,die sich lediglich durch die
Rechtsmaterie von Verwaltungs-
tätigkeiten unterscheiden? Alles
kein Wechselschichtdienst, aber
immer auf Abruf bereit. Die psy-
chischen und physischen Belas-
tungen beispielsweise durch Kon-
flikte, Ärger, Feindseligkeiten
sowie eine überwiegende Fremd-
bestimmung erschöpfen sich bei
der Polizei eben nicht in der Tat-
sache, dass Wechselschichtdienst
verrichtet wird.Die Grenzlegung
bei „mindestens 25 Jahre Wech-
selschichtdienst“ ist zudem abso-
lut willkürlich und in keiner Weise
medizinisch begründet.

Laufbahnzugehörigkeit
als Kriterium

In den oben skizzenhaft auf-
geführten Aufgabenbereichen
sind Polizistinnen und Polizisten
aller Laufbahngruppen einge-
setzt, also mittlerer, gehobener
und höherer Dienst. Dies allein
zeigt schon die Unhaltbarkeit der
nach Laufbahnen gestaffelten
Verlängerung. Zudem ist zu
berücksichtigen, dass die Füh-
rungskräfte der Polizei in ihrer
Laufbahn regelmäßig viele dieser
belastenden Funktionsbereiche
ausgeübt haben. Sie verrichten
darüber hinaus ebenfalls Bereit-
schaftsdienste und sind, bei-
spielsweise als Inspektions- oder
Direktionsleiter häufig außerhalb
üblicher Bürozeiten, als Einsatz-
leiter mit besonderer Verant-
wortung gefragt. Sie müssen in
Sonderlagen wie Raubüberfäl-
len, Geiselnahmen, Erpressun-
gen, Mordfällen oder besonde-
ren Schadensereignissen vor Ort
Ermittlungen und Einsatzge-
schehen leiten.

Die Einschätzung, dass alle
operativen Kräfte der Polizei
einer besonderen Gefährdung
unterliegen, wird durch die Ver-

sicherungswirtschaft belegt,denn
beim Abschluss von Lebens- und
Unfallversicherungen wird ein
Risikozuschlag erhoben, welcher
sich durch höhere Beiträge aus-
drückt.

Erkenntnisse einer Bund/
Länder-Kommission:
Frühpensionierungswelle

Bereits heute steigt die Zahl
der eingeschränkt dienstfähigen
Polizeibeamtinnen und -beam-
ten stetig an. Bereits heute errei-
chen viele Polizistinnen und Poli-
zisten nicht einmal die besondere
Altersgrenze, sondern müssen
krankheitsbedingt in den vorzei-
tigen Ruhestand geschickt wer-
den.Es wäre daher viel wichtiger,
durch geeignete Gesundheits-
vorsorge diesem Phänomen ent-
gegenzuwirken.

Mit der Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit und der gleich-
zeitigen Mindereinstellung ist
Rheinland-Pfalz genau auf dem
Weg die Frühpensionierungswelle
aufzustocken. Absicht? Unter
Betrachtung dieser Aussagen
würde die Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit unverschuldete
Dienstunfähigkeit bestrafen.

Die Gewerkschaft der Polizei
tritt seit Jahren dafür ein, die
Ruhestandsversetzung mit dem
vollendeten 55. Lebensjahr vor-
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zunehmen oder zumindest lang-
jährige Tätigkeit insbesondere im
Wechselschichtdienst zu faktori-
sieren. Die Einführung von Vor-
beugekuren für den Wechsel-
schichtdienst ist dringend gebo-
ten.

Übergangsregelung und
Demographie

Die Übergangsregelung für die
Jahrgänge 1944 bis 1947 trifft die
Jahrgänge 1946 und 1947 gleich
doppelt. Erstens müssen die
Betroffenen länger arbeiten, ihre
Lebensplanung wird massiv
beeinträchtigt,und zweitens müs-
sen sie auf die Ruhegehalts-
fähigkeit der Polizeizulage ver-
zichten, weil diese Übergangsre-
gelung aus dem Versorgungsge-
setz für Beamte ab A 10 zum
31. 12. 2007 ausläuft.

In der Begründung des Gesetz-
entwurfes werden auch demo-
graphische Gründe für die Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit
der Polizei genannt. Hätten wir

mit Rentenrecht zu tun, würde
die Politik sicher von Über-
gangszeiten in der Dimension von
Jahrzehnten ausgehen.

Sachverständiger Bert Rürup
hält (politisch unbewertet) aus
demographischen und versiche-
rungsmathematischen Gründen
eine Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit um 36 Monate für
erforderlich und sagt dazu:Damit
müsse 2010 begonnen werden
und dazu haben wir 36 Jahre Zeit.
Bei Polizistinnen und Polizisten
soll um 5 bzw. 3 Jahre verlängert
werden; mit einer Übergangszeit
von 3 Jahren!

Polizeidienst belastender
denn je

Die Begründung zur Geset-
zesvorlage vermittelt den Ein-
druck, der Polizeidienst sei –
gegenüber der Zeit, in der die
vorgezogene Altersgrenze ein-
geführt wurde – einfacher gewor-
den. Die Steigerungswerte aus
der Kriminalstatistik sprechen
ihre eigene Sprache. In den 90er
Jahren sind die Fallzahlen in
Rheinland-Pfalz um ein gutes
Drittel gestiegen. Gewaltdelikte
stiegen in diesem Zeitraum zu
großen Teilen um deutlich über
100%. Und dies entspricht haar-
genau den subjektiven Wahr-
nehmungen der Menschen, die
in der Polizei arbeiten. Nie war
die Polizei mit diesem Ausmaß
und diesen Formen von Gewalt
konfrontiert. Die Ermittler kom-
men an Tatorte, die Schlachthäu-
sern gleichen, OK-Ermittler er-
halten über Monate personalin-
tensive Personenschutzmaßnah-
men. Schutzpolizeibeamte wer-
den privat von Leuten angegrif-
fen, gegen die sie dienstlich ein-
geschritten sind.

Und der oberste Dienstherr
konstatiert im Einklang mit den
Regierungsfraktionen, dass Poli-
zeidienst einfacher und weniger
belastend geworden ist.

Wertschätzung –
ja oder nein?

Wie nirgends sonst ist erfolg-
reiche Polizeiarbeit das Ergebnis
engagierter Einzelleistungen, die

sich zu einem Ganzen fügen. Die
hohe Motivation der Polizistin-
nen und Polizisten rührt her aus
dem Bewusstsein, Wichtiges für
diese Gesellschaft zu leisten. Sie
wurzelt in dem Bewusstsein, dass
diese Leistung von der Bevölke-
rung erkannt und anerkannt wird.
Demgegenüber wird die Wert-
schätzung der Politik von den
Polizistinnen und Polizisten zu-
nehmend in Frage gestellt.

Das vorliegende Gesetz und
seine Begründung sind demoti-
vierend. Es muss vom Tisch, um
weiteren Schaden zu verhindern.

Aspekte des
Arbeitsmarktes

Es liegt auf der Hand: Natür-
lich gibt es einen Zusammenhang
zwischen Verlängerung der
Lebensarbeitszeit und der Redu-
zierung von Einstellungen. Die
Einstellung von 100 Polizeian-
wärter/innen kostet pro Jahr 2,5
Mio. Euro.Wir fragen uns, was es
die öffentlichen Hände kostet,
dies nicht zu tun. Die Vorgehens-
weise nach dem Motto „Opa bei
der Polizei – für Enkel ist kein Job
mehr frei“ ist ein arbeitsmarkt-
politischer Offenbarungseid.

Schlussbemerkungen

Abschließend bleibt festzu-
stellen, dass die geplante Verlän-
gerung der Lebensarbeitszeit der
Inneren Sicherheit abträglich ist.
Unter Missachtung der Gesund-
heit von Polizeibeamtinnen und
-beamten dieses Landes über-
nimmt Rheinland-Pfalz dem Dik-
tat der leeren Kassen folgend eine
unrühmliche Vorreiterrolle auf
Bundesebene.

Das haben die Polizistinnen
und Polizisten nicht verdient.

Sie sehen damit alle Bemühun-
gen der Landesregierung, Ver-
säumnisse von Vorregierungen
nachzuholen, mit einem Schlag
zunichte gemacht.

Durch die Änderungen des
§ 208 LBG werden Polizeibeam-
tinnen und -beamte die ihre Ar-
beitskraft,Gesundheit und Leben
in den Dienst der Allgemeinheit
gestellt haben und dadurch un-
verschuldet dienstunfähig wer-

den, bestraft. Sie würden im Fall
der Dienstunfähigkeit mit Ver-
sorgungsabschlägen belegt.

Entgegen anders lautender
Darstellungen wurde gegenüber
der GdP die Anhebung der Al-
tersgrenze für die Polizei aus-
drücklich in Zusammenhang mit
den Reduzierungen der Einstel-
lungszahlen gestellt. Dies ist aus
arbeitsmarktpolitischen Erwä-
gungen abzulehnen und wider-
spricht den Ergebnissen der
Bund/Länder-Kommission „Ein-
dämmung der Frühpensionie-
rungen“.

Die Gewerkschaft der Polizei
fordert die Regierungsfraktionen
auf,die Änderung des § 208 LBG
aus dem Landesgesetz zur Siche-
rung der Leistungsfähigkeit der
kommunalen Gebietskörper-
schaften und über Maßnahmen
zur Entlastung des Landeshaus-
halts herauszunehmen.

Wir fordern von der Landes-
regierung, unverzüglich mit den
Spitzenorganisationen im öffent-
lichen Dienst konkrete Verhand-
lungen über die Schaffung eines
modernen Personalrechtes auf-
zunehmen.Diskussionsgrundlage
dafür könnte z. B. das Papier der
Regierungskommission NRW
„Reform der Verwaltung“ sein.
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Eingeladen waren die Frakti-
onsvorsitzenden; entsandt wur-
den die Abgeordneten Grütz-
macher (Bündnis 90/Die Grü-
nen), Schnabel (CDU), Hohn
(FDP) und Pörksen (SPD).

Die Einführungsstatements

hielten Tilman Boehlkau (GEW)
und der stellvertretende Bun-
desvorsitzende der GdP Hugo
Müller.

Zu Beginn der Podiumsdis-
kussion erhielt Hugo Müller für
seinen sehr eindrucksvollen Bei-
trag lang anhaltenden Applaus
der Veranstaltungsbesucher.
Seine Kritik richtete er insbe-
sondere gegen die Verlängerung
der Lebensarbeitszeit, aber auch
gegen andere Rotstiftaktionen
der rheinland-pfälzischen Lan-
desregierung. Rheinland-Pfalz
würde mit seiner Absicht, die
Lebensarbeitszeit für Polizistin-
nen und Polizisten zu verlängern,
eine schlimme Vorreiterrolle im
Bundesgebiet übernehmen. Die
ganze GdP werde sich hiergegen
wehren und die Ordnungshüter
stellten sich quer!

Mit geschickten Fragen for-
derte der Moderator, Michael

Schirp von RPR, den Abgeord-
neten,Anita Schätzle (ver.di) und
Ernst Scharbach (GdP) State-
ments ab.Anita Schätzle betonte,
dass die Gesetzesinitiative schon
auf Grund der handwerklichen
Fehler keine Verabschiedung im

Landesparlament erfahren dürf-
te. So führen die tatsächlich zu
leistenden Dienste bei der Berufs-
feuerwehr dazu, dass beispiels-
weise die vorgesehene Anrech-
nung von 25 Jahren Wechsel-
schichtdienste überhaupt nicht
greifen würden.Vorwürfe an die
beiden Regierungsfraktionen von
SPD und FDP, sie würden mit
dieser Gesetzesinitiative die Poli-
zeibelegschaft spalten, trug in der
Podiumsdiskussion Ernst Schar-
bach vor. Unkenntnis von Poli-
zeiarbeit und den vorhandenen
Sparten der rheinland-pfälzischen
Polizei kennzeichnen die Parla-
mentsvorlage, so Scharbach wei-
ter. Gleichfalls sieht Ernst Schar-
bach auch in dieser Initiative kein
Einsparpotential für den aktuel-
len Nachtragshaushalt.Seine For-
derung an die Politik – die Ände-
rung der Lebensarbeitszeit für
die Polizei muss weg!

MdL Pörksen war der Auffas-
sung, dass die Anhebung der
Lebensarbeitsgrenzen für die
Betroffenen akzeptabel ist.Diese
beabsichtigte Veränderung ist für
ihn eher eine Frage der Gerech-
tigkeit.

Ausdrücklich betonte er, dass
die Landesregierung gerade in
den letzten Jahren intensiv der
Polizei in ihrer Politik einen
besonderen Stellenwert ein-
räumte. Die beabsichtigten redu-
zierten Einstellungszahlen um
100 pro Jahr sieht er als sehr ein-
schneidende Frage in der Sicher-
heitspolitik an. Reinhold Hohn,
Polizeisprecher der FDP-Land-
tagsfraktion unterstrich die
Bewertungen seines Koalitions-
kollegen. Er forderte insbeson-
dere eine sachliche Diskussion
aus den Reihen der Polizei und
der sie vertretenden Gewerk-
schaften. Vor dem Hintergrund
der prekären Haushaltssituation
und einem Anteil von 42% für
Personalausgaben seien ein-
schneidende Maßnahmen erfor-
derlich. In seinen Beiträgen zog
er auch Vergleiche zur Privat-
wirtschaft. Die Reduzierung der

Neueinstellungen tut allen weh,
so Hohn.

Ein klares Nein zur Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit so-
wohl im Polizeibereich als auch
bei der Feuerwehr stellte MdL
Schnabel für die CDU fest.Natür-
lich sehe die CDU die schwierige

Haushaltssituation,kann aber die
Einsparüberlegungen bei der
Inneren Sicherheit nicht akzep-
tieren. Gerade die Veränderun-
gen der Einstellungszahlen wer-
den mittel- und langfristig in der
Polizei einschlagen wie eine
Bombe! Die Polizeidichte in
Rheinland-Pfalz werde durch die
von SPD und FDP zu verant-
wortende Politik in den Keller
gefahren.

Friedel Grützmacher von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
sieht dies genauso. Sie vermisse
seit einigen Jahren insbesondere
langfristige Personalplanungen
und dazu gehörende Budgetde-
batten. Keine Akzeptanz findet
sich in ihrer Fraktion derzeit für
die großen Sonderopfer, die spe-
ziell im Polizeibereich durch die
Sparauflagen der Regierungsko-
alition abverlangt werden.

Die Koalitionspolitiker Pörk-
sen und Hohn wollen in ihren
Fraktionen die Diskussionen zur
Verlängerung der Lebensar-
beitszeit und der Einstellungsre-
duzierung führen.

Die CDU werde bei einem
Wahlsieg nach den nächsten

Landtagswahlen die Verände-
rungen der Lebensarbeitszeit bei
Polizei und Feuerwehr rückgän-
gig machen und die Einstel-
lungszahlen nach oben korrigie-
ren, kündigte MdL Schnabel für
seine Partei und Fraktion an.

LANDESJOURNAL

PODIUMSDISKUSSION

GdP-Aktionskette fortgesetzt!

Das Podium

Die Zuhörer

Mit einer Podiumsdiskussion setzte die GdP ihre Akti-
onskette zu den Sparauflagen im Haushaltsgesetzge-
bungsverfahren fort. Der Landesvorstand hatte die vier im
rheinland-pfälzischen Landtag vertretenen Fraktionen
gemeinsam mit dem DGB  nach Mainz eingeladen.
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So und ähnlich berichteten die
Tageszeitungen von den Aktio-

nen der Landes-GdP. Die Kreis-
gruppen waren aufgefordert, in

ihren örtlichen Bereichen so
genannte Polizei-Aktien an die
Bürgerinnen und Bürger zu ver-
kaufen, um diese zu informieren
und um Unterstützung zu bitten.

Für den symbolischen Wert
von einem Euro war jeweils eine
der Aktien zu erwerben. Mit der
Unterschrift auf einer Postkarte,
adressiert an Ministerpräsident
Kurt Beck, zeigten die Ange-
sprochenen, dass sie die GdP in
ihren Forderungen nach mehr
Einstellungen bei der Polizei und
Beibehaltung der Altersgrenze
unterstützen.

Die Resonanz war allgemein
sehr gut.Keiner der Bürgerinnen
und Bürger hatte Verständnis für
die Sparpolitik der Landesregie-
rung. Viele schimpften über die

ihrer Meinung nach völlig ver-
fehlte Finanzpolitik. Geld sei da,
es werde nur nicht richtig ausge-
geben, war die Ansicht vieler.

Überraschend war, dass auch
viele junge Leute diese Meinung
vertraten und uneingeschränkt
hinter ihrer Polizei standen.

„Kommt ihr dann auch schnel-
ler, wenn ich euch unterstütze?“,
fragte eine Frau.Dies konnte man
ihr natürlich nicht versprechen,
dagegen war es ein Leichtes, ihr
klar zu machen, dass es an der
Motivation der Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamten nicht
liegt,wenn Polizei nicht so schnell

am Einsatzort erscheint, wie die
Bürger sich dies wünschen.Viel-
mehr lassen sich Verzögerungen
aufgrund der desolaten Perso-
nalsituation nicht immer ver-
meiden.

Ein Mann mittleren Alters war
allerdings in Kaiserslautern nicht
bereit, eine Aktie zu erwerben.

„Früher waren die Schutzleute
noch Schutzleute, heute ziehen
sie einem nur noch das Geld aus
der Tasche!“, machte er seinem
Unmut Luft.

Alles in allem kann gesagt wer-
den, dass die Aktion ein voller
Erfolg war. Es wäre sicherlich
interessant gewesen, wenn die
Landtagsabgeordneten,die dem-
nächst über die Änderung der
Lebensarbeitszeit bei der Polizei

abstimmen müssen,vor Ort dabei
gewesen wären.

Die Aussagen ihrer Wählerin-
nen und Wähler hätten wahr-
scheinlich ihr Abstimmungsver-
halten nicht unerheblich beein-
flusst.

So bleibt nur noch zu hoffen,
dass der Fraktionszwang in der
Regierungskoalition nicht stär-
ker ist, als die eigene Überzeu-
gung.

LANDESJOURNAL

AKTIONSKETTE

VERABSCHIEDUNG

Ausbildungsaktien verkauft
„Die Polizei-Aktie: Ausgegeben für mehr Sicherheit in

Rheinland-Pfalz. Mit dieser Aktion wehrt sich die Gewerk-
schaft der Polizei in Rheinland-Pfalz gegen die drohenden
Sparmaßnahmen des Landes.“

Positive Resonanz in Wittlich und . . .

. . . in Kaiserslautern

In den wohlverdienten Ruhestand verabschiedet wurde Polizeidirektor
Josef Weitershagen, Leiter der Polizeidirektion Montabaur (auf dem Bild
rechts mit Ernst Scharbach). In einer Feierstunde würdigten ihn die Lau-
datoren als „Westerwälder Urgestein“ im besten Sinne. Polizeipräsident
Klaus-Jörg Weidmann meinte, er werde seinen Rat vermissen. Nachfol-
ger von Josef Weitershagen als Leiter der Polizeidirektion Montabaur
wurde Polizeidirektor Christoph Semmelrogge.

GdP_04_03_s1-8_RP  17.03.2003  11:40 Uhr  Seite 4 Mac01179 LNS_NW01.V014:POLIZEI:GdP:A_04_2003:13 Rheinland-Pfalz:



4/2003 Deutsche Polizei-RP  5

Am Samstag, dem 8. 2. 2003,
kamen am Vormittag in Worms
im Nebensaal der Gaststätte
Hagenbräu die Mitglieder des
SPD-Parteirats zu einer Sitzung
zusammen.

Der Saal war fastnachtlich
geschmückt und die SPD-Fahne
hing einträchtig in einer Reihe
mit den Fahnen des Wormser
Carneval Clubs, so dass der unbe-
darfte Betrachter durchaus rät-
seln konnte, welche Art von Sit-
zung hier gerade stattfand.

Die GdP-Kreisgruppe Worms
jedoch war bestens informiert
und baute einen Info-Stand im
Eingangsbereich der Gaststätte
auf. An diesem mussten die Par-
teiratsmitglieder vorbei, um zum
Eingang zu gelangen.

Bei dieser Gelegenheit ver-
teilten wir Handzettel, die spezi-

ell zur Information der Partei-
ratsmitglieder entworfen wurden,

und auf denen unsere Argumente
gegen den geplanten Gesetzes-

entwurf der Landesregierung zur
Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit bei Polizei und Feuerwehr
dargelegt waren.

Auch wenn die meisten der
Politiker nicht zu einer Diskus-
sion bereit waren:

Wir waren präsent und haben
gezeigt, dass wir nicht locker las-
sen! 

Wir werden uns überall ein-
mischen und unsere Position
deutlich machen,bis dieser unsäg-
liche Gesetzesentwurf vom Tisch
ist.

Klemens Dehos

LANDESJOURNAL

KG PD WORMS

RECHTSPRECHUNG KG BEPO WENGEROHR

Bernd Becker (l.), stv. Landesvorsitzender, mit Kollegen der BG Mainz

GdP-Infostand beim SPD-Parteirat

Jahres-
hauptversammlung

Sonderurlaub für Arbeiter
1. Erhält ein Arbeiter auf dem

zweiten Bildungsweg die
Zulassung zum Hochschulstu-
dium, so ist das regelmäßig ein
wichtiger Grund nach § 55 Abs.
2 MTArbL, für die Aufnahme
des Studiums Sonderurlaub
ohne Lohnfortzahlung zu be-
antragen.

2. Die betrieblichen oder dienst-
lichen Verhältnisse gestatten
die Gewährung des Sonderur-
laubs,wenn die vorübergehend
frei werdende Stelle durch eine
befristet einzustellende Ersatz-
kraft besetzt werden kann.

3. Für die Ausübung des dem
Arbeitgeber zustehenden
Ermessens ist es regelmäßig
ohne Belang,ob zwischen dem
Studium und der vom Arbeiter
vertraglich geschuldeten Tätig-
keit ein fachlicher Zusam-
menhang steht.

4. (BAG, Urteil vom 30. 10. 2002
– 9 AZR 426/00)
Wiedereinstellungsanspruch

nach Befristung
Nach Ablauf eines wirksam

befristeten Arbeitsvertrages be-

steht, sofern nicht tarifvertrag-
lich oder einzelvertraglich etwas
anderes vereinbart ist, grundsätz-
lich kein Anspruch des Arbeit-
nehmers auf Wiedereinstellung.
(BAG, Urteil vom 20. 2. 2002 – 7
AZR 600/00).

Vertretungsweise Übertragung
einer höher zu bewertenden
Tätigkeit

Für die Beurteilung der
Höherwertigkeit der einem
Arbeiter vertretungsweise über-
tragenen Tätigkeit eines Ange-
stellten gem.§ 9 Abs.2 MTArb ist
von der tatsächlichen Einreihung
des Vertreters auszugehen.Diese
ist mit der Eingruppierung zu ver-
gleichen, die bei dauerhafter
Übertragung der vertretungs-
weise übertragenen Tätigkeiten
des Angestellten auf den Vertre-
ter vorliegen würde. (BAG,Urteil
vom 26. 9. 2001 – 4 AZR 603/00).

Am Mittwoch, 26. Februar
2003, fand die diesjährige Jah-
reshauptversammlung der GdP,
Kreisgruppe Bepo Wengerohr,
am Standort der 2. BPA statt.

Nach der Begrüßung durch
den Vorsitzenden der Kreis-
gruppe Wengerohr, Kollege
Achim Oehling,und die anschlie-
ßenden Grußworte des stellver-
tretenden Landesvorsitzenden
und Vorsitzenden der Bezirks-
gruppe Bereitschaftspolizei, Kol-
lege Helmut Knerr, stieg man in
die Tagesordnung ein.

Nach Abschluss der üblichen
Formalien wurde sodann die Ar-
beit der Kreisgruppe innerhalb
des letzten Jahres präsentiert.
Hierbei wurde insbesondere abge-
stellt auf die momentane politi-
sche Situation sowie die Aufga-
ben und Aktivitäten der Kreis-
gruppe in diesem Sachzusam-
menhang. Kollege Helmut Knerr

informierte im Anschluss daran
die Versammlung über die Arbeit
der Bezirksgruppe Bereitschafts-
polizei und den momentanen
Sachstand im Hinblick auf die von
der Landesregierung avisierten
Einschnitte bei der Landespoli-
zei. Den Abschluss bildete eine
angeregte und umfangreiche Dis-
kussionsrunde unter der Leitung
von Koll. Helmut Knerr zu
gewerkschaftspolitischen Themen
unterschiedlichster Art.

Achim Oehling

Polizeibeamter aus Hessen
(zweigeteilte Laufbahn!)

sucht

Tauschpartner
aus Rheinland-Pfalz.

Tel.: (01 71) 2 85 96 56

Anzeige
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gungsschutz, Sozialleistungskür-
zungen,Beitragserhöhungen und
Selbstbeteiligung an den Sozial-
kosten (Krankheit, Rente).

Freiheit der Wirtschaft, Steu-
ersenkungen für die Wirtschaft
am besten auf Null. Endlich
Abschaffung der Flächentarif-
verträge und Rückkehr zum
Tagelöhner. Wer arbeiten will,
der findet auch Arbeit,wenn auch
nur zu einem geringen Entgelt,
aber Hauptsache Arbeit. Ein-
richtung von Job-Centern (Wo-
für, wenn keine Arbeit da ist?).
Leiharbeit über alles. Gewerk-
schaften sind eine Plage für das
Land (Westerwelle) und über-
haupt der öffentliche Dienst muss
rigoros sparen. Am besten bei
den Beschäftigten. Es ist doch
schon lange bekannt, dass die
Beamten allesamt nur ihre Privi-
legien genießen und ansonsten
nichts leisten.Wer braucht schon
Beamte. Die Polizei na gut, aber

gleich so viele. Der Bürger soll
sich um seine Sicherheit doch
selbst kümmern. Bürgerwehren,
private Sicherheitsdienste, Hilfs-
beamte könnten zumindest über
die Zahl die Bürger beruhigen.
Gesagt getan. Einstellungsstopp,
Beförderungsstopp, Besoldungs-
stopp und noch eins drauf Besol-
dungskürzungen und Streichun-
gen  werden diese Herren schon
zur Räson bringen.

Als Krönung der Sparmaß-
nahme wird die Lebensarbeits-
zeit bei der Polizei verlängert.

Sicher ist bekannt, dass viele
nicht das jetzige Pensionsalter
von 60 Jahren erreichen.

Aber dies ändert nichts. Wer
früher geht,bekommt auch mehr
an der Pension abgezogen.Das ist
der eigentliche Spareffekt. Wird
doch keiner so dreist sein und bis
65 Dienst tun. Dann hätte man
sich ja verrechnet. Dies ist die
Lage der Nation. Nichts ist es mit

dem ministerialen Leitbild der
Polizei.

Niemand sieht den Menschen.
Niemand erkennt Leistung an,
außer mit Worten und schon gar
nicht gilt, den Rahmen mitzuge-
stalten. Hier herrscht Ordre per
Mufti. Basta.

Zur Umsetzung werden Kom-
missionen eingesetzt, damit man
denen die Schuld zuschieben
kann, fall es nicht so ausgeht wie
gedacht. Und die Ministerialbe-
amten wirken am Absägen ihres
eigenen Astes auch noch mit.Das
verstehe wer will. War nicht der
Staatssekretär im Innenministe-
rium von Rheinland-Pfalz einmal
Polizeibeamter? Vergessen, ver-
gangen, vorüber.

Da fällt mit nur noch der
Spruch des ehemaligen Mini-
sterpräsidenten Dr. Vogel ein:
„Gott schütze Rheinland-Pfalz“.

Bernd Lorentz, PI
Kirchheimbolanden

Zur Bestrafung von 25-, 40-
und 50-jährigem, unverfrorenem
Abkassieren von Staatsgeldern
(ehemals Dienstjubiläen ge-
nannt) wird zentral das Geschenk
„Rheinland-Pfalz – deutsches
Kernland“, eine Bild- und Text-
dokumentation mit einem Vor-
wort des Ministerpräsidenten
Kurt Beck beschafft werden.Man
munkelt, dies werde ein Laden-
hüter.

Wichtige Erkenntnis: Der
höhere Dienst ist gesünder, als
der gehobene oder der mittlere.
Erstere fehlen nur 9,24 Tage,zwei-
tere immerhin 15,88 Tage und
letztere stolze 16,93 Tage pro Jahr,
errechnete das ISM.Das hat man
jetzt davon.

Der Entwurf des POG wurde
den Behörden und dem HPRP
zugeleitet. Erste Frist für Vor-
schläge ist der 28. März. Gleiches

gilt für die Vorschläge zur Opti-
mierung des Beurteilungsver-
fahrens.

Der HPRP hat der geänderten
Fassung der VV Bekleidungs-

wirtschaft zugestimmt. Ebenfalls
zugestimmt wurde der neuesten
Version der Kostenstellenrech-

nung, die in Zusammenarbeit mit
dem LDI und dem PP Mainz in

einem Pilotprojekt erarbeitet
werden soll.

Dem umfangreichen Antrag
„Servicemodell Polizeitechnik“
wurde zunächst nicht zugestimmt.
Es besteht weiterer Erörte-
rungsbedarf.

Für den Betrieb der Personal-
einsatzplanung (Flexi) wurde eine
generalisierende Verfahrensbe-
schreibung erlassen. Dieser
wurde ebenso zugestimmt, wie
der Beschreibung „Bekleidungs-
shop“ im Intranet.

Nach umfangreichen Ge-
sprächen stimmt der HPRP der
Einrichtung einer zentralen Scha-
densregulierungsstelle zu.

Dieter Kronauer (Arbeiter),
Annemarie Grindel

(Angestellte),
Ernst Scharbach (Beamte)

LANDESJOURNAL

KURZ BERICHTET

Aus dem HPRP

Jammern auf hohem Niveau.
Dies war die Überschrift des Leit-
artikels des Landesvorsitzenden
der GdP Ausgabe 2/2003. Wenn
es nur beim Jammern bliebe. Der
Jammer hat ein Gesicht bekom-
men.Auf die anstehenden erheb-
lichen Einschnitte beim Ein-
kommen der Polizeibeamten
brauche ich nicht weiter einzu-
gehen. Sie sind sattsam bekannt.

Schuld hat natürlich nicht die
Politik, sondern die Globalisie-
rung. Schuld sind die Steueraus-
fälle bei der Körperschaftssteuer.
Schuld ist die hohe Arbeitslosig-
keit.Alles Gottgegeben.Da kann
man nichts machen. Oh doch,
man könnte.

Aber eine sozialdemokratische
Landesregierung und eine solche
im Bund laufen wieder einmal
den „Wirtschaftswissenschaft-
lern“ hinterher. Problemlösun-
gen sind nach deren Meinung
ganz einfach. Weg mit Kündi-

LESERBRIEF

Jammern . . .
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LANDESJOURNAL
Anzeige

Der neue Opel Vectra

Super Konditionen beim
Telefon: 0 61 31/9 60 09-20
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Der Dank des Vaterlandes ist
dir gewiss oder was der Staat
unter seiner besonderen Für-
sorgepflicht versteht, nachdem
ich ihm bereits seit 37 Jahren
meine Treue als Beamter geleis-
tet habe.

Das also ist der Dank dafür,
dass man sich schlagen lassen,
sich als Bulle beschimpfen, für
diesen Staat oder  in der Aus-
übung seines Dienstes fast
erschossen wurde,Leichen sehen,
anfassen,Todesnachrichten über-
bringen, Nachbarn versöhnen
und als sichtbare Vertreter eben
dieses Staates sehr oft für ihn die
Kastanien aus dem Feuer holen
musste, dass jetzt eben dieser
Dienstherr hingeht und streicht
mal eben so alle Beförderungen,
völlig ignorierend, welche Men-
schen mit ihren eigenen Lebens-
läufen und -schicksalen dahin-
terstehen.

Dafür scheint man ganz oben
in der Hierarchie doch zu wenig
sensibel zu sein, um überhaupt
eine leise Vorstellung davon zu
haben, wie viel an Enttäuschung,
Wut und Frust sich breit macht
über so viel Ungerechtigkeit und
Benachteiligung. Über einen
solch undankbaren Staat kommt
Freude auf,der jede junge Grund-
schullehrerin besser besoldet wie
einen im Dienst ergrauten Poli-
zeibeamten. Ist das etwa die Wer-
tung, wie man uns sieht? 

Man komme mir ja nicht mit
der zweigeteilten Laufbahn, das
ist eine ausgesprochene Mogel-

packung,die nur für einen kleinen
Kreis von Auserwählten ihre Gül-
tigkeit hat, jedoch nicht für uns in
der täglichen Arbeit für den Bür-
ger, den ich immer noch gerne
schütze, da dieser grundsätzlich
dankbar ist . . .!!!

Jetzt habe ich dem Staat schon
so lange gedient und muss jetzt
feststellen, dass man einfach so
um die einem zustehenden
Früchte der Arbeit  gebracht wird.

Wenn ich nicht schon zu alt
wäre, würde ich einem solch
undankbaren Staat den Bettel
hinschmeißen, was ich mir und
meiner Familie natürlich nicht
antun darf.

Früher konnte man sich darauf
verlassen, dass es der Dienstherr
gut mit uns Beamten meinte,
heute wird man nur noch
beschnitten, gekürzt und bevor-
mundet.

Das Schlimme daran aber ist:
Das scheint niemanden „da
oben“ zu interessieren, das
scheint sie ausgesprochen kalt zu
lassen, was wir fühlen oder den-
ken, obwohl nicht wir die „Karre
an die Wand gefahren“ haben,
wir dürfen es nur wieder auslöf-
feln.

Apropos, Meditationsbuch:
Das werde ich dem sehr verehr-
ten Herrn Innenminister höchst-
persönlich wieder zurück-
schicken, da sich für mich Christ-
sein nicht in frommen Texten
erschöpft, sondern in der Tat für
den Schwächeren!

Heinz Kugel

Ende letzten Jahres veranstal-
tete die GdP Bezirksgruppe Mainz
mit den Kreisgruppen PP/PD
Mainz, Rhein-Nahe und Alzey-
Worms sowie den Gastkreis-
gruppen ZPT und LKA ihre jähr-
liche Vertrauensleutekonferenz
im IPA-Heim in Mainz am Schloss

Waldthausen. VL-Obmann
Berthold Reinert begrüßte neben
32 Vertrauensleuten und Vor-
standskollegen auch unseren Lan-
desvorsitzenden Ernst Scharbach,
GdP-Geschäftsführer Thomas Will
und PSW-Geschäftsführer „Jöbi“
Barz.In seinem Bericht erwähnte
Berthold Reinert, dass die Kreis-
gruppe Mainz mit derzeit 666 Mit-
gliedern,einen ständigen Mitglie-
derzuwachs zu verzeichnen hat.
Dies dürfte vor allem auf die Nähe
der Mitglieder zum Vorstand und
der täglichen Präsenz der Ver-
trauensleute in den Dienststellen
vor Ort begründet sein. Peter
Wozniak vom GdP- Partner „Sig-

nal-Iduna“ stellte dem Gremium
seine vier Mitarbeiter und
Ansprechpartner für die Versi-
cherungsberatung der Vertrau-
ensleute vor und erläuterte die
Fakten und Probleme in Bezug
auf die „Riester-Rente“. „Jöbi“
gab den Vertrauensleuten einen

Umriss über die Aufgaben und
Möglichkeiten des PSW.Ernst und
Thomas referierten über den aktu-
ellen Sachstand im Hinblick auf
die Haushaltslage in Bund und
Land sowie über die andiskutier-
ten Absichten unser Regierungs-
vertreter bezüglich der „Öff-
nungsklausel“ und der Länderof-
fensiven im Bundesrat. Im
Anschluss an die Referate wur-
den die Themen diskutiert und
bei einem Dämmerschoppen mit
Abendessen endete die gelungene
Veranstaltung. Dank an alle Kol-
leginnen und Kollegen, die sich
aktiv in der GdP engagieren.

Berthold Reinert

LANDESJOURNAL

LESERBRIEF BG MAINZ

Dank des Vaterlandes

Roth, Gerd PD Pirmasens März 03

Bastubke, Joachim PP/PD Koblenz März 03

Haffner, Reinhold Bepo Enkenb./Alsenborn März 03

Wagener, Reiner PP/PD Koblenz März 03

Dupont, Heinz-Peter PD Worms März 03

Müncheberg, Peter Bepo Mainz März 03

RUHESTANDSVERSETZUNGEN

4. VL-Konferenz

Bärbel Weber, Ehefr. v. Koll. Peter Heinrich Weber,
PD Kaiserslautern, 41 Jahre
Martha Wortmann, Witwe v. Werner Wortmann,
PD Neuw./Altenkirchen, 83 Jahre
Marianne Becker, Witwe von Werner Becker,
PD Pirmasens, 74 Jahre
Else Baum, Ehefr. v. Koll. Heinz Baum, PD Mayen, 75 Jahre
Dieter Muschiol, PP/PD Mainz, 70 Jahre
Konstantin Schroth, Bepo Mainz, 47 Jahre
Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.

STERBEFÄLLE

Aufmerksame Zuhörer Bild: Reinert
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